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5. Die WB differenziert dieses Zweijahresnormativ 
und legt für Gruppen von Betrieben einheitliche 
Zweijahresnormative für die Nettogewinnabfüh­
rung an den Staat verbindlich fest. Diese Differen­
zierung muß der Durchsetzung der Strukturpolitik 
dienen und von den Effektivitätszielen des Per­
spektivplanes ausgehen. Dabei ist über die Höhe 
des Normativs die Bildung der eigenen Fonds so 
zu gestalten, daß damit ein planmäßig unterschied­
liches Tempo der erweiterten Reproduktion zur 
vorrangigen Entwicklung

— von Betrieben mit strukturbestimmenden Haupt­
erzeugnissen und Erzeugnisgruppen

— von Hauptexportbetrieben mit weltmarktfähigen 
exportrentablen Erzeugnissen

gewährleistet wird.

Rentabilitätsunterschiede dürfen nicht als Differen­
zierungskriterien angesehen werden, soweit sie 
nicht eindeutig durch die Gestaltung der Industrie­
preise (Abgabepreise) bzw. der Handelsspannen im 
Konsumgüterbinnenhandel des jeweiligen Betriebes 
bedingt sind.

Damit ist auszuschließen, daß schlecht arbeitende 
Betriebe auf Kosten effektiv arbeitender Betriebe 
leben.

Dementsprechend sind einheitliche Zweijahres­
normative für Betriebe einer Erzeugnisgruppe und 
für Betriebe mit vergleichbarem Wachstumstempo 
festzulegen Bei der Festlegung der Normative ist 
zu gewährleisten, daß die ökonomischen Kategorien 
Amortisation, Gewinn und Kredit voll für die 
Eigenerwirtschaftung der Mittel für die erweiterte 
Reproduktion wirksam werden.

Darüber hinaus ist zu sichern, daß die festgelegte 
Größenordnung der Normative der Nettogewinn­
abführung die Wirkungsweise der normativen Re­
gelungen für die materielle Interessiertheit (Prä­
mienfonds und Fonds für die erweiterte Reproduk­
tion) gewährleistet. Für WB, volkseigene Kombi­
nate und Betriebe, deren Normativ der Nettoge­
winnabführung mehr als 70% beträgt, können die 
Minister und Generaldirektoren abweichende Re­
gelungen als Bestandteil der Normative für die 
Berechnung der Nettogewinnabführung treffen. Sie 
können festlegen, daß bis zu 30% der über den 
Mindestbetrag hinaus normativ errechneten Netto­
gewinnabführung den WB, volkseigenen Kombi­
naten und Betrieben für die materielle Interessiert­
heit verbleiben.

Der Generaldirektor der WB ist verpflichtet, vor 
dem Gesellschaftlichen Rat über die Differenzie­
rungsgesichtspunkte für die Normative der Betriebe 
und volkseigenen Kombinate sowie über die Maß­
nahmen, die aus den Fonds der WB finanziert 
werden, zu beriditen.

Das Zweijahresnormativ der Nettogewinnabführuhg 
an den Staat ist von den Betrieben, volkseigenen 
Kombinaten und WB bei der eigenverantwort­
lichen Planausarbeitung und Plandurchführung an­
zuwenden. Dabei darf der Mindestbetrag pro Jahr 
nicht unterschritten werden.

0. Über den verbleibenden Nettogewinn verfügen die 
Betriebe und volkseigenen Kombinate in eigener 
Verantwortung für die Zuführung zum Fonds für 
Investitionen, Zuführung zum Umlaufmittelfonds, 
Tilgung von Krediten, Bildung des Prämienfonds 
und Zuführung zum Kultur- und Sozialfonds ent­
sprechend den gesetzlichen Bestimmungen.

Die Betriebe und volkseigenen Kombinate können 
zur Finanzierung von Investitionen Kredite bei 
der Industrie- und Handelsbank aufnehmen. Die 
Kreditgewährung erfolgt im Rahmen der Geschäfts­
beziehungen zwischen den Betrieben und volks­
eigenen Kombinaten sowie der Industrie- und 
Handelsbank auf der Grundlage von Kreditverträ­
gen. Die Bank hat die Gewährung von Investitions­
krediten von der Beteiligung der Betriebe und 
volkseigenen Kombinate mit eigenen Mitteln ab­
hängig zu machen.

Die Betriebe und volkseigenen Kombinate sind be­
rechtigt, den Anteil eigener Umlaufmittel zu er­
höhen. Die Industrie- und Handelsbank legt in 
Übereinstimmung mit den wirtschaftsleitenden 
Organen die Höhe des Mindestanteils der Kredit­
finanzierung der Umlaufmittel fest.

Die Industrie- und Handelsbank hat unabhängig 
von der Finanzierungsquelle die ökonomische 
Kontrolle über die wirtschaftliche Tätigkeit der 
Betriebe und volkseigenen Kombinate auszuüben 
und auf die Erreichung einer hohen Effektivität 
des gesamten Reproduktionsprozesses zu richten.

7. Die Betriebe und volkseigenen Kombinate verfügen 
grundsätzlich über ihre Amortisationen. Amortisa­
tionen können auch zur Tilgung von Investitions­
krediten verwendet werden.

Die den WB unterstellten Betriebe und Kombi­
nate erhalten von ihrer WB ein Amortisations­
abführungsnormativ, wenn für die Jahre 1969/70 
die Amortisationen mehr als 70 % der vorgesehe­
nen Investitionen betragen oder im Perspektivplan 
nicht die volle Erhaltung des Grundmittelfonds 
vorgesehen ist.

Die Amortisationen verbleiben grundsätzlich im 
Zweig. Die WB und die den Ministerien direkt 
unterstellten Betriebe und volkseigenen Kombinate 
erhalten dann ein Normativ zur Abführung von 
Amortisationen an den Staatshaushalt für die 
Jahre 1969 und 1970, wenn die Amortisationen 
mehr als 90 % der vorgesehenen Investitionen be­
tragen.

8. Weitere erforderliche Detailregelungen zur An­
wendung der Zweijahresnormative der Eigen­
erwirtschaftung der Mittel für die erweiterte Re­
produktion werden von der Staatlichen Plankom­
mission und dem Ministerium der Finanzen her­
ausgegeben.

Bildung und Verwendung
des Betriebsprämienfonds

9. Für die Planung und Bildung des Prämienfonds 
sind Normative als prozentuale Anteile vom ge­
planten Nettogewinn des Jahres 1968 für eine 
Grundzuführung und vom Nettogewinnzuwachs


